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Vorblatt 
 

Ziel(e) 
 
- Sicherung der digitalen Wettbewerbsfähigkeit Österreichs 
- Attrahierung zusätzlicher Studierender zur Heranbildung einer ausreichenden Anzahl von 

qualifizierten Absolventinnen und Absolventen, um die digitale Transformation voranzutreiben 
- Inter- und transdisziplinäre Zusammenarbeit im Bereich der Digitalisierung in wissenschaftlicher 

und künstlerischer Forschung und Lehre 
- Integration der gesellschaftlichen und gesellschaftspolitischen Bedeutung von Digitalisierung und 

digitaler Transformation in Forschung und Lehre (digitaler Humanismus) sowie Verbindung der 
transformativen Dimension der Digitalisierung mit der Auseinandersetzung mit Klimakrise, 
Klimazielen und weiteren Großthemen (Twin Transition) 

 

Inhalt 
 
Das Vorhaben umfasst hauptsächlich folgende Maßnahme(n): 
 
- Gründung des Institute of Digital Sciences Austria in Linz 
- Anbieten von Bachelor-, Master- und Doktoratsstudien sowie Weiterbildung im Bereich digitale 

Transformation 
 
Finanzielle Auswirkungen auf den Bundeshaushalt und andere öffentliche Haushalte: 
 
Mit der Gründung des Institute of Digital Sciences Austria (im Folgenden: Universität) in Linz soll ein 
wesentlicher Impuls für eine aktive und nachhaltig erfolgreiche Gestaltung der digitalen Transformation 
in Österreich gesetzt und die digitale Wettbewerbsfähigkeit Österreichs gesichert werden. Ein weiteres 
Ziel der Gründung der neuen Universität ist es, neue Wege der Kooperation von Universitäten mit 
Gesellschaft, Wirtschaft und Industrie zu beschreiten. Praxisorientierte theoriegestützte Lehre in Form 
von Projekten von Studienbeginn an sowie die verstärkte Einbindung von Expertinnen und Experten aus 
der Zivilgesellschaft, der Wirtschaft und Industrie in Lehre und Forschung sollen für eine enge 
Kooperation und gegenseitigen Austausch von Wirtschaft und Wissenschaft sorgen. 
Die Gründung der neuen Universität wurde am 28. August 2020 angekündigt. Mit Ministerratsvortrag 
vom 17. September 2021 hat die Bundesregierung diesem Vorhaben zugestimmt und zugleich die 
geplanten Eckpfeiler beschlossen. Der Studienbetrieb der neuen Universität soll ab dem Studienjahr 
2023/2024 – zunächst durch das Anbieten eines PhD-Doktoratsstudiums – aufgenommen und 
schrittweise ausgebaut werden. Bis zum Studienjahr 2030/2031 sollen rund 100 bis 150 Arbeitsgruppen 
installiert werden, die von hoch qualifizierten Expertinnen und Experten aus verschiedenen Disziplinen 
und Berufsfeldern geleitet werden, ca. 5.000 Studierende sollen an der neuen Universität studieren. 
Mit dem vorliegenden Entwurf des Gründungsgesetzes sollen in einem ersten Schritt jene rechtlichen 
Rahmenbedingungen geschaffen werden, die die neue Universität in der Gründungsphase (2022 und 
2023) jedenfalls benötigt, um den Studien- und Forschungsbetrieb vorzubereiten und aufzunehmen. Ua. 
wird ein Gründungskonvent eingerichtet, dessen Aufgabe es sein wird, die künftigen Organisations- und 
Studienstrukturen vorzubereiten. Seine wichtigste Aufgabe wird jedoch die Bestellung einer 
Gründungspräsidentin oder eines Gründungspräsidenten sein. 
Die für die Gründungsphase (2022 und 2023) vorgesehenen Aufwendungen für die neue Universität 
belaufen sich auf 18.400.000 EUR und werden aus dem BFRG/BFG bedeckt (siehe Tabelle zur 
detaillierten Darstellung der finanziellen Auswirkungen). Die Aufwendungen für die Gründungsphase 
werden zur Gänze vom Bund getragen, dabei sind die finanziellen Leistungsmöglichkeiten des Bundes, 
seine Anforderungen an die Universität und die Aufgabenerfüllung der Universität zu berücksichtigen 
(siehe § 5 Abs. 1 des Gründungsgesetzes). 
Folgender weiterer Budgetpfad ist für das Institute of Digital Sciences Austria in Linz geplant: 
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In einem zweiten Schritt sollen mit einem weiteren Bundesgesetz die endgültigen rechtlichen 
Rahmenbedingungen für den laufenden Betrieb geschaffen werden. Dieses Bundesgesetz soll so 
rechtzeitig in Kraft treten, damit sichergestellt ist, dass die Aufnahme des Betriebes der neuen Universität 
ab Beginn des Studienjahres 2023/24 auf der erforderlichen rechtlichen Basis steht. 
Ab dem Studienjahr 2023/24 wird die Finanzierung der neuen Universität nicht mehr vom Bund alleine, 
sondern gemeinsam mit dem Land Oberösterreich getragen. Eine diesbezügliche Vereinbarung gemäß 
Art. 15a Bundes-Verfassungsgesetz ist mit dem Land Oberösterreich abzuschließen und ist bereits in 
Vorbereitung. Üblich ist in solchen Fällen die Zurverfügungstellung der erforderlichen baulichen 
Infrastruktur durch das jeweilige Bundesland. Für die Budgetjahre 2024 und 2025 sind im 
Bundesfinanzrahmen bereits 45 Mio. EUR vorgesehen. 
Wie im Ministerratsvortrag vom 17. September 2021 vorgesehen, sollen im Studienjahr 2030/31 ca. 5.000 
Studierende an der neuen Universität studieren. Durch die geplante Fortführung der 
Studienanfänger/innenkohorte und den durchschnittlichen Verbleib der Studierenden von fünf 
Studienjahren an der Universität wird voraussichtlich im Studienjahr 2036/37 die Anzahl der 
Studierenden ca. 6.300 betragen. Im Studienjahr 2036/37 wird zudem mit einer Anzahl von ca. 150 
Professorinnen und Professoren und Äquivalenten gerechnet. Ab dem Endausbau (Studienjahr 2036/37) 
sollen der Universität jährlich zumindest ca. 150 Mio. EUR (valorisiert, Prognosebasis Anfang 2022) 
gemeinsam von Bund und Land Oberösterreich zur Verfügung gestellt werden. 
Zeitgleich mit dem Beginn der Begutachtungsphase für den Entwurf des Gründungsgesetzes am 26. April 
2022 wurde mit einem weiteren Ministerratsvortrag das Vorhaben der Einrichtung der neuen Universität 
bekräftigt. 
 
Finanzierungshaushalt für die ersten fünf Jahre 

in Tsd. € 2022 2023 2024 2025 2026 
Nettofinanzierung Bund -7 700 -10 700 0 0 0 
 
In den Wirkungsdimensionen gemäß § 17 Abs. 1 BHG 2013 treten keine wesentlichen Auswirkungen 
auf. 
 

Verhältnis zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 
Die vorgesehenen Regelungen fallen nicht in den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen 
Union. 
 

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 
Keine 
 

Datenschutz-Folgenabschätzung gem. Art 35 EU-Datenschutz-Grundverordnung: 
Es besteht kein Erfordernis für eine Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Art. 35 Abs. 1 DSGVO. 
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Wirkungsorientierte Folgenabschätzung 
 

Bundesgesetz über die Gründung des Institute of Digital Sciences Austria 
 

Einbringende Stelle: Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung 
Vorhabensart: Bundesgesetz 

Laufendes Finanzjahr: 2022 
Inkrafttreten/ 

Wirksamwerden: 
2022 

 
Beitrag zu Wirkungsziel oder Maßnahme im Bundesvoranschlag 
 
Das Vorhaben trägt zur Maßnahme "Weiterentwicklung und Umsetzung einer umfassenden 
Hochschulplanung, konsequente Fortführung und Weiterentwicklung der Universitätsfinanzierung NEU 
mit allen eingeleiteten Umsetzungsschritten sowie Begleitung der Universitäten bei der Umsetzung der 
Leistungsvereinbarungen für die Periode 2019-2021" für das Wirkungsziel "Qualitäts- bzw. 
kapazitätsorientierte sowie Bologna-Ziele-konforme Erhöhung der Anzahl der Bildungsabschlüsse an 
Universitäten, Fachhochschulen und Privatuniversitäten." der Untergliederung 31 Wissenschaft und 
Forschung im Bundesvoranschlag des Jahres 2022 bei. 
Das Vorhaben trägt zur Maßnahme "Initiierung von universitären Kooperationen mit Universitäten, 
außeruniversitären Institutionen und der Wirtschaft auf nationaler und EU-Ebene, Stärkung von Brücken 
und Wissenstransfer(zentren) zwischen Grundlagenforschung, angewandter Forschung und Wirtschaft" 
für das Wirkungsziel "Schaffung eines in Lehre und Forschung national abgestimmten, international 
wettbewerbsfähigen Hochschul- und Forschungsraumes." der Untergliederung 31 Wissenschaft und 
Forschung im Bundesvoranschlag des Jahres 2022 bei. 
Das Vorhaben trägt zur Maßnahme "Forcierung von weiteren exzellenzbezogenen Forschungsaktivitäten 
im europäischen/internationalen Forschungsraum" für das Wirkungsziel "Sicherstellung eines hohen 
Grads an Spitzenforschung durch erfolgreiche Teilnahme am EU-Forschungsrahmenprogramm sowie 
durch kompetitive Förderungsmaßnahmen in der Grundlagenforschung in Österreich" der 
Untergliederung 31 Wissenschaft und Forschung im Bundesvoranschlag des Jahres 2022 bei. 
 

Problemanalyse 
 
Problemdefinition 
Die Gründung des Institute of Digital Sciences Austria soll die digitale Wettbewerbsfähigkeit Österreichs 
sichern und bietet die Chance, neue Strukturen zu etablieren, interdisziplinäre und vor allem 
transdisziplinäre – im Sinne einer integrativen wissenschaftlichen und künstlerischen Forschung – neue 
Forschungsfelder zu bearbeiten, innovative Lehr-, Vermittlungs- und Transfermethoden zu realisieren 
und dadurch die bestehenden Hochschulen, aber auch die Kunst-, Kultur- und Forschungsinstitutionen in 
Österreich langfristig zu bereichern. 
Aufgrund der großen Bedeutung als Kultur-, Wirtschafts- und Industriestandort und der daraus 
resultierenden hohen Nachfrage nach einerseits spezialisierten und andererseits inter- und transdisziplinär 
ausgebildeten und hoch qualifizierten Arbeitskräften fiel die Standortwahl der Neugründung auf Linz. Mit 
der technisch-naturwissenschaftlichen Fakultät bzw. dem Linz Institute of Technology und auch den 
anderen Fakultäten der Universität Linz, der Kunstuniversität Linz, der Anton Bruckner Privatuniversität, 
dem Campus Hagenberg der FH Oberösterreich sowie dem Ars Electronica Center existieren bereits 
vielversprechende Anknüpfungspunkte im Bereich der Digitalisierung, die hervorragend für die Bildung 
von Inter- und Transdisziplinarität und die Nutzung von umfassenden Synergien mit der neu zu 
schaffenden Universität geeignet und notwendig sind. 
 
Mit dem vorliegenden Gründungsgesetz sollen jene rechtlichen Grundlagen geschaffen werden, die für 
den Gründungsprozess für die neue Universität unbedingt erforderlich sind und die diese neue 
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Einrichtung handlungsfähig machen (zB Rechtsform, Gründungsorgane, Gründung einer Service-GmbH, 
Lehre und Studien, Personal etc.). 
Erst in einem zweiten Schritt sollen mit einem weiteren Bundesgesetz über die Organisation und den 
laufenden Betrieb der neuen Universität die endgültigen rechtlichen Rahmenbedingungen für den 
laufenden Betrieb geschaffen werden. Dieses Gesetz soll so rechtzeitig in Kraft treten, dass die Aufnahme 
des Betriebes der neuen Universität ab Beginn des Studienjahres 2023/24 auf der erforderlichen 
rechtlichen Basis steht. 
Der Studienbetrieb der neuen Universität soll ab dem Studienjahr 2023/2024 – zunächst durch das 
Anbieten eines PhD-Doktoratsstudiums – aufgenommen und schrittweise ausgebaut werden. Bis zum 
Studienjahr 2030/2031 sollen rund 100 bis 150 Arbeitsgruppen installiert werden, die von hoch 
qualifizierten Expertinnen und Experten aus verschiedenen Disziplinen und Berufsfeldern geleitet 
werden, ca. 5.000 Studierende sollen an der neuen Universität ihr Studium betreiben. Im Studienjahr 
2036/37 wird zudem mit einer Anzahl von ca. 150 Professorinnen und Professoren und Äquivalenten 
gerechnet. 
 
Nullszenario und allfällige Alternativen 
Das Nullszenario hätte zur Konsequenz, dass Österreich im Bereich der Digitalisierung im Vergleich mit 
anderen Ländern der Europäischen Union weiter ins Hintertreffen geraten und auf dem wenig 
zufriedenstellenden Satus Quo verharren würde. 

Interne Evaluierung 
 
Zeitpunkt der internen Evaluierung: 2027 
Evaluierungsunterlagen und -methode: Die Evaluierung im Jahr 2027 wird deshalb vorgesehen, weil der 
Betrieb der neuen Universität erst ab dem Studienjahr 2023/24 aufgenommen werden soll und die 
Umsetzung der neuen Rahmenbedingungen Zeit braucht (zB Entwicklung neuer Studienformate). 
 
Für die Evaluierung dieses Vorhabens wird insbesondere die Anzahl an neu eingerichteten Bachelor-, 
Master- und Doktoratsstudien herangezogen. Es wird darüber hinaus jeweils die Anzahl der Studierenden, 
der Kooperationen mit Universitäten und Hochschulen, der Unternehmenskooperationen sowie der 
Veranstaltungen zur Thematik nachhaltige Digitalisierung ausgewertet. 
 

Ziele 
 
Ziel 1: Sicherung der digitalen Wettbewerbsfähigkeit Österreichs 
 
Wie sieht Erfolg aus: 
 
Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 
Unternehmenskooperationen: 0 Unternehmenskooperationen: 5 
 
Ziel 2: Attrahierung zusätzlicher Studierender zur Heranbildung einer ausreichenden Anzahl von 
qualifizierten Absolventinnen und Absolventen, um die digitale Transformation voranzutreiben 
 
Wie sieht Erfolg aus: 
 
Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 
Anzahl der Studierenden: 0 Anzahl der Studierenden im Studienjahr 2025/26: 

ca. 1.500 
 
Ziel 3: Inter- und transdisziplinäre Zusammenarbeit im Bereich der Digitalisierung in 
wissenschaftlicher und künstlerischer Forschung und Lehre 
 
Wie sieht Erfolg aus: 
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Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 
Anzahl der Kooperationen mit Universitäten und 
Hochschulen: 0 

Anzahl der Kooperationen mit Universitäten und 
Hochschulen: > 0 

Bachelor-, Master- und Doktorratsstudien im 
Bereich digitale Transformation: 0 

Bachelor-, Master- und Doktorratsstudien im 
Bereich digitale Transformation: >0 

 
Ziel 4: Integration der gesellschaftlichen und gesellschaftspolitischen Bedeutung von 
Digitalisierung und digitaler Transformation in Forschung und Lehre (digitaler Humanismus) 
sowie Verbindung der transformativen Dimension der Digitalisierung mit der Auseinandersetzung 
mit Klimakrise, Klimazielen und weiteren Großthemen (Twin Transition) 
 
Wie sieht Erfolg aus: 
 
Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 
Es bestehen keine interdisziplinären Studien- und 
Forschungsschwerpunkte am Institute of Digital 
Sciences Austria in Linz. 

Es bestehen interdisziplinäre Studien- und 
Forschungsschwerpunkte am Institute of Digital 
Sciences Austria in Linz. 

Anzahl der Veranstaltungen zur Thematik 
nachhaltige Digitalisierung: 0 

Anzahl der Veranstaltungen zur Thematik 
nachhaltige Digitalisierung: > 0 

 

Maßnahmen 
 
Maßnahme 1: Gründung des Institute of Digital Sciences Austria in Linz 
Beschreibung der Maßnahme: 
Mit dem vorliegenden Gründungsgesetz sollen jene rechtlichen Grundlagen geschaffen werden, die für 
den Gründungsprozess für das Institute of Digital Sciences Austria in Linz unbedingt erforderlich sind 
und die diese neue Einrichtung handlungsfähig machen (zB Rechtsform, Gründungsorgane, Gründung 
einer Service-GmbH, Lehre und Studien, Personal etc.). Ein besonderes Augenmerk wird auf der 
Rekrutierung der Gründungsfaculty liegen, um visionäre und innovative Personen für die neue Universität 
gewinnen zu können. 
 
Umsetzung von Ziel 1, 2, 3, 4 
 
Maßnahme 2: Anbieten von Bachelor-, Master- und Doktoratsstudien im Bereich digitale 
Transformation 
Beschreibung der Maßnahme: 
Der institutionelle Aufbau des Institute of Digital Sciences Austria in Linz wird schrittweise erfolgen, 
wobei im Endausbau jedenfalls Bachelor-, Master- und Doktoratsstudien sowohl als ordentliche Studien 
als auch im Sinne der hochschulischen Weiterbildung angeboten werden. Die neue Universität ist 
berechtigt, in ihrem Wirkungsbereich Bachelor-, Master- und Doktoratsstudien sowie 
Universitätslehrgänge einzurichten. Mit Beginn des laufenden Betriebes im Studienjahr 2023/24 soll 
zunächst ein PhD-Doktoratsstudium eingerichtet werden. 
 
Die Curricula für die einzurichtenden Studien werden vom Gründungskonvent auf Vorschlag der 
Gründungspräsidentin oder des Gründungspräsidenten erlassen. Es handelt sich dabei um vorläufige 
Curricula, die die endgültig zuständigen Organe der Universität nicht binden sollen. Aus diesem Grund 
treten die vorläufigen Curricula mit Ablauf des 30. September 2025 wieder außer Kraft. Eine 
entsprechende Übergangsbestimmung ist vorgesehen. 
 
Ein wesentlicher Unterschied zu den bestehenden staatlichen Universitäten wird sein, dass die 
Rechtsbeziehungen zwischen der Universität und ihren Studierenden privatrechtlicher Natur sein sollen. 
Damit werden im Bereich des Studienrechts neue Wege beschritten, die nach dem Vorbild der 
Fachhochschulen auf dem Privatrecht beruhen und daher offener und projektorientierter sein werden. 
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Umsetzung von Ziel 1, 2, 3, 4 
 

Abschätzung der Auswirkungen 
 

Finanzielle Auswirkungen für alle Gebietskörperschaften und Sozialversicherungsträger 
 
Finanzielle Auswirkungen für den Bund 
 
– Ergebnishaushalt 
 

in Tsd. € 2022 2023 2024 2025 2026 
Transferaufwand 7 700 10 700 0 0 0 
Aufwendungen gesamt 7 700 10 700 0 0 0 
 
Aus dem Vorhaben ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen für Länder, Gemeinden und 
Sozialversicherungsträger. 
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Anhang 
 

Detaillierte Darstellung der finanziellen Auswirkungen 
 
Bedeckung 
 
in Tsd. € 2022 2023 2024 2025 2026 
Auszahlungen/ zu bedeckender Betrag 7 700 10 700    
 
in Tsd. € Betroffenes Detailbudget Aus Detailbudget 2022 2023 2024 2025 2026 
gem. BFRG/BFG 31.02.01 Universitäten  7 700 10 700    
 
Erläuterung der Bedeckung 
Bedeckt werden die Aufwendungen durch das für die Leistungsvereinbarungsperiode 2022 bis 2024 mit dem Bundesministerium für Finanzen vereinbarte 
Universitätsbudget – konkret durch den einbehaltenen Betrag gemäß § 12 Abs. 10 Universitätsgesetz 2002 – UG. Gemäß § 6 Abs. 7 des vorliegenden 
Gesetzesvorhabens werden in der Gründungsphase der neuen Universität die erforderlichen organisatorischen Maßnahmen durch die Universität Linz durchgeführt. 
Dies gilt auch für die Durchführung der Zahlungsflüsse – die gemäß § 12 Abs. 10 UG einbehaltenen Mittel werden der neuen Universität daher im Wege der 
Universität Linz zur Verfügung gestellt. 
 
Projekt – Transferaufwand 
 
Körperschaft (Angaben in €) 2022 2023 2024 2025 2026 
Bund 7 700 000,00 10 700 000,00    
 
  2022 2023 2024 2025 2026 
Bezeichnung Körperschaft Empf. Aufw. (€) Empf. Aufw. (€) Empf. Aufw. (€) Empf. Aufw. (€) Empf. Aufw. (€) 
Lehre und Forschung 
(Personalausgaben, 
Ausgaben für die 
Infrastruktur) 

Bund 1 4 491 401,00 1 5 859 952,00       
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Betriebs- und 
Verwaltungskosten 

Bund 1 3 208 599,00 1 4 740 048,00       

Stipendiensystem Bund   1 100 000,00       
 
Die Berechnung der Aufwendungen erfolgt für den Anwendungszeitraum des vorliegenden Gesetzesvorhabens, also für die Jahre 2022 und 2023, die die 
Gründungsphase der neuen Universität darstellen. 
Mitte 2022 wird der Gründungskonvent seine Tätigkeit aufnehmen, der in der Folge die im Gründungsgesetz vorgesehenen Schritte zur Errichtung der neuen 
Universität vornehmen wird: Wahl der Gründungspräsidentin/des Gründungspräsidenten, Einrichtung des ersten PhD-Doktoratsstudiums sowie die Errichtung einer 
Service-GmbH. Während dieser Phase beginnt auch der Aufbau von Lehr- und Forschungseinrichtungen einschließlich des dafür erforderlichen Personals. Denn auch 
wenn erst mit dem Studienjahr 2023/24 die ersten Studierenden aufgenommen werden, erfordert der Aufbau von Lehre und Forschung eine Vorlaufphase, die in den 
Jahren 2022 und 2023 erfolgen wird. 
Die für das Jahr 2022 vorgesehenen Aufwendungen in der Höhe von 7.700.000 EUR gliedern sich in Betriebs- und Verwaltungskosten (Vergütungen für die 
Mitglieder des Gründungskonvents, externe Begleitung des Gründungskonvents, Gehalt der Gründungspräsidentin/des Gründungspräsidenten, anfallende erste 
Betriebs- und Verwaltungskosten) in der Höhe von 3.208.599 EUR sowie in Aufwendungen für Lehre und Forschung in der Höhe von 4.491.401 EUR. Die 
Aufwendungen für Lehre und Forschung umfassen Ausgaben für Personal in der Höhe von 1.720.000 EUR (Professor/innen und ihnen äquivalente Personen) sowie 
die Aufwendungen für die Erstausstattung und die erforderliche Infrastruktur (Gebäudemieten, Bibliotheken, Lernplätze für Studierende, etc.). Ausgegangen wird von 
einem Bedarf von bis zu sieben Professor/innen (einschließlich wissenschaftlicher Mitarbeiter/innen, Staff, Overheads für Verwaltung und Ausstattung (exkl. 
Großgeräte) im zweiten Jahr der Gründungsphase. 
Die Betriebs- und Verwaltungskosten erhöhen sich im Jahr 2023 auf 4.740.048 EUR, die Aufwendungen für Forschung und Lehre auf 5.859.952 EUR 
(Personalausgaben: 3.010.000 EUR, Ausgaben für die Infrastruktur: 2.849.952 EUR). Die Aufwendungen für Forschung und Lehre erhöhen sich gegenüber 2022, weil 
im Jahr 2023 mit knapp der doppelten Anzahl der Professor/innen und Äquivalente gerechnet wird wie im Jahr 2022. Die Aufwendungen für die erforderliche 
Infrastruktur erhöhen sich gegenüber 2022, weil die Erhöhung der Anzahl der Professor/innen und Äquivalente mehr Infrastruktur erfordert und weil ab Herbst 2023 
die ersten Studierenden ihr Studium an der neuen Universität beginnen und die erforderliche Lernumgebung benötigen. 
Im Jahr 2023 kommen weiters Aufwendungen von 100.000 EUR für ein Stipendiensystem dazu (500,- EUR/Monat), das ca. ein Sechstel der Studierenden nützen 
kann. Das Stipendium soll in erster Linie einen Anreiz dafür sein, dass in- und ausländische Studierende ihr Studium in Linz absolvieren können. 
 
Diese Folgenabschätzung wurde mit der Version 5.11 des WFA – Tools erstellt (Hash-ID: 479432894). 
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